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Parlamentarische Initiative 22.431: Ausnahmen von der dreijährigen Tätigkeitspflicht gemäss 

Artikel 37 Absatz 1 KVG bei nachgewiesener Unterversorgung  

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 

Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis. 

 

Die Bestimmungen gemäss Art. 37 KVG sind seit kurzer Zeit in Kraft und es zeigen sich bereits deutliche 

Schwierigkeiten hinsichtlich der Versorgungssicherheit im Bereich der ambulanten Grundversorgung. Die 

FDP bedauert diesen Umstand und sieht sich in ihrer ablehnenden Haltung gegenüber einer 

Zulassungssteuerung bestätigt: Planwirtschaftliche Verfahren sind keine Lösung, denn sie führen zu einer 

Verhinderung des Nachwuchses und steuern in eine falsche Richtung. Dass nun bei den qualitativen 

Kriterien Abstriche notwendig sind, ist unschön. 

Die FDP anerkennt jedoch den dringlichen Handlungsbedarf und unterstützt deshalb die Stossrichtung 

der vorliegenden Gesetzesänderung. Bei einer unzureichenden medizinischen Versorgung sollen 

Ärztinnen und Ärzte über die obligatorische Krankenpflegeversicherung (OKP) zugelassen werden 

können, auch wenn sie die dreijährige Tätigkeit gem. Art. 37 Abs. 1 KVG nicht nachweisen können. 

 

Entgegen der Kommissionsmehrheit ist die FDP der Ansicht, dass es nicht zielführend ist, einzelne 

Bereiche der Grundversorgung im Gesetz zu definieren, die im Falle einer unzureichenden medizinischen 

Versorgung von der dreijährigen Tätigkeitspflicht ausgenommen werden können.  

Es ist ausreichend, wenn gesetzlich der Grundsatz verankert wird, dass Ausnahmen möglich sind. Die 

detaillierte Regelung der Ausnahmen sollen dem Bundesrat übertragen werden. Letzterer wäre somit 

zuständig, die Details in einer Verordnung festzulegen.  

 

In diesem Sinne unterstützen wir die Minderheit drei (Silberschmidt, Dobler, Nantermod, Sauter). 

 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer 

Überlegungen. 

 

Freundliche Grüsse 
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